Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Dnidcsadhe VI/2052 


Der Bundesminister der Finanzen 

VII B/3-0 1627-4/71 


Der Bundesminister für Verkehr und Bonn, den 30. März 1971 

für das Post- und Fernmeldewesen 

StB 12 - Iw - 12006 F i 71 
V E 5 6000-0 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Baupreiserhöhungen bei Bauvorhaben des Bundes 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Althammer, 
Dr. Jobst, Engelsberger, Josten und Genossen 
— Drucksache VI/ 1843 — 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Althammer, Dr. Jobst, 
Engelsberger, Josten und Genossen wird wie folgt beantwortet, 
wobei die Fragen 1 bis 3 aus sachlichen Gründen zusammen be- 
handelt werden: 


1. Welche durchsdinittliche Erhöhung der Preise für die Bauland- 
beschaffung hat die Bundesregierung vom 1. Januar 1970 bis 
zum 1, Januar 1971 bei der Baulandbesdiaffung festgestellt? 

2. Wo wurden die stärksten Preiserhöhungen der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Baulandsektor festgestellt, — wo ergaben 
sich die geringsten Preissteigerungen? 

3. Welche Steigerungsrate ist im Stadtgebiet Bonn zu verzeichnen? 


Die Preisbewegungen auf dem Baulandmarkt werden vom Sta- 
tistischen Bundesamt im Wege einer Totalerhebung ermittelt 
und ausgewertet. Die Erhebung erstreckt sich auf das gesamte 
Bundesgebiet, ab 1965 auch auf das Land Berlin. Die Statistik 
zeigt, daß die Durchschnittspreise für Bauland seit 1962 nicht 
gleichmäßig angestiegen sind, und die Preiserhöhungen bei bau- 
reifem Land im allgemeinen stärker waren als bei Rohbauland. 
Darüber hinaus ist in den einzelnen Bundesländern eine sehr 
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untersdiiedlidie Preisentwicklung zu beobachten. Einzelheiten 
über die Entwicklung der Baulandpreise sind aus den Anlagen 1, 
2 und 3 zu entnehmen. Die letzten vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Durchschnittspreise beziehen sich auf das zweite 
Vierteljahr 1970. 

Die stärksten Preiserhöhungen für Bauland sind in den letzten 
Jahren in städtischen und industriellen Ballungsgebieten — ins- 
besondere in den Räumen Frankfurt und München — festzu- 
stellen. In schwach strukturierten ländlichen Gebieten haben 
sich die Baulandpreise zum Teil kaum oder überhaupt nicht er- 
höht. 

Neben der Beobachtung der allgemeinen Bodenpreisbewegun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland durch das Statistische 
Bundesamt werden auf der Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte auf Grund des Bundesbaugesetzes die Preisentwicklun- 
gen durch die Gutachterausschüsse regional beobachtet und 
durch die Festsetzung von Richtwerten ausgewertet. Auf der 
Ebene der höheren Verwaltungsbehörde sollen die Richtwerte 
in Übersichten zusammengefaßt werden. 

Die Richtwerte werden für jeweils genau abgegrenzte Gebiete 
innerhalb der Gemeinden festgestellt, wobei Lage und zulässige 
Nutzung sowie Erschließungszustand beachtet werden sollen. 
Richtwerte verschiedener Gebiete lassen sich daher nicht oder 
nur sehr bedingt miteinander vergleichen. Der Bundesregierung 
werden Richtwerte nur teilweise in Verbindung mit konkreten 
An- oder Verkäufen bekannt. Eine diesbezügliche allgemeine 
Auswertung ist daher nur unter erheblichem zusätzlichem Ver- 
waltungsaufwand möglich. 

Die Preiserhöhungen in den einzelnen Richtwertgebieten ein 
und derselben Gemeinde können u. a. wegen verschiedenartiger 
Nutzung und Lage der Grundstücke unterschiedlich sein, so daß 
eine exakte Aussage über Preissteigerungsraten nur für eng 
begrenzte Gebiete möglich ist. Eine stichprobenartige Auswer- 
tung der Übersichten der höheren Verwaltungsbehörden bestä- 
tigt die örtlich unterschiedlichen Bodenpreissteigerungen. Die 
vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Werte sind 
Durchschnittswerte, mit deren Hilfe nur der Trend der Entwick- 
lung erfaßt wird. 

Nach § 64 Abs. 3 BHO ist für vom Bund zu erwerbende Grund- 
stücke eine Wertermittlung aufzustellen. Die Wertermittlung 
dient der Feststellung des Verkehrs wertes im Sinne des § 141 
BBauG, der sich am örtlichen Marktgeschehen für Grund und 
Boden zu orientieren hat. Da die Beschaffung von Bauland für 
den Bund im Vergleich zum gesamten Grundstücksverkehr ver- 
hältnismäßig gering ist und es nur selten vorkommt, daß un- 
mittelbar vergleichbare Grundstücke in überschaubaren Zeit- 
räumen erworben werden, ist eine Aussage über Preissteigerun- 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/2052 


gen bei der Baulandbeschaffung durch den Bund auf Grund kon- 
kreter Fälle sehr selten möglich. Im übrigen werden diese Preis- 
steigerungen mit den Preissteigerungen, die auf den örtlichen 
Grundstücksmärkten verzeichnet werden, einhergehen. Das 
oben Gesagte gilt sinngemäß auch für das Stadtgebiet Bonn. 
Mit der Bekanntgabe der Richtwerte für Bonn für das Jahr 1970 
kann erst im Mai 1971 gerechnet werden. Auf Grund der Richt- 
werte zum 31. Dezember 1968 und 31. Dezember 1969 hat für 
diesen Zeitabschnitt in Alt-Bonn eine Bodenpreissteigerung 
stattgefunden, die je nach Lage und Art der baulichen Nutzung 
für baureifes Land zwischen 0 und 16,5 v. H., für Rohbauland 
zwischen 0 und 28,5 v. H., betragen hat. Für die übrigen Orts- 
teile des heutigen Stadtgebiets Bonn liegen keine Zusammen- 
stellungen der Richtwerte vor. Die Steigerungsraten 1969 in 
diesen Gebieten dürften denen in Alt-Bonn entsprechen; dies 
ergibt sich auch aus den Preisen, die der Bund hier gezahlt hat. 


4. Hat die Bundesregierung ihre notwendigen Baulandbeschaffun- 
gen örtlich nach diesen Preissteigerungsdifferenzen ausgerichtet? 


Der Baulandbedarf des Bundes ist im allgemeinen durch vorge- 
gebene Zwecke örtlich auf bestimmte Grundstücke festgelegt 
(Arrondierung, Verteidigung, Verkehr, Zoll u. a.). In diesen 
Fällen muß der Bund den Verkehrs wert gemäß § 141 BBauG 
zahlen, der sich an der Entwicklung der örtlichen Grundstücks- 
märkte orientiert. Wo derartige Zweckbindungen nicht gegeben 
sind, werden die voraussichtlichen Kosten des Grunderwerbs 
in die Überlegungen bei der Standortwahl mit einbezogen. 


5. Welche durchschnittliche Erhöhung der Preise bei Hochbauten 
und Tiefbauten hat die Bundesregierung bei ihrem Bauvorhaben 
in diesem Zeitraum festgestellt? 


Die Entwicklung der Baupreise bei zivilen und militärischen 
Hochbaumaßnahmen des Bundes verlief im Berichtsjahr recht 
unterschiedlich. Nach den Feststellungen der Vergabestellen 
schwankten die Preiserhöhungen zwischen 12 v. H. und 20 v. H. 
In Einzelfällen ergaben sich höhere, aber auch niedrigere Zu- 
wachsraten. Die stärksten Preissteigerungen waren naturgemäß 
in den Gebieten zu verzeichnen, in denen die Bauwirtschaft be- 
reits einem erheblichen Nachfragedruck seitens der übrigen 
Bauherren ausgesetzt war. 

Nach den vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Preis- 
indices erhöhten sich die Kosten für „Bauleistungen am Gebäu- 
de" (Wohngebäude) vom November 1969 auf November 1970 
im Durchschnitt um rd. 15 v. H, Die Zuwachsraten für Büroge- 
bäude und gewerbliche Betriebsgebäude betrugen in der glei- 
chen Zeit rd. 14 bzw. 15 v. H. 
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Auch bei Einzelleistungen war die Preisentwidclung differen- 
ziert. Eine unterschiedliche Preisgestaltung bei Hochbaumaß- 
nahmen des Bundes und sonstigen Hochbaumaßnahmen wurde 
nicht bekannt. 

Nach den vom Statistischen Bimdesamt veröffentlichten Bau- 
preisindices, die jeweils für Februar, Mai, August und Novem- 
oer jeden Jahres ermittelt werden, erhöhten sich von November 
1969 bis November 1970 die Preise für Bauleistungen im Stras- 
sen- und Brückenbau um 14,0 v. H.; bei eigenen Beobachtungen 
der Baupreisentwicklung im Bundesfemstraßenbau wurde die- 
ser Wert in etwa bestätigt gefunden, wobei jedoch die Preis- 
entwicklung im Straßenbau und im Brückenbau und auch regio- 
nal differenziert verlief. 

Für die hauptsächlichen Bauleistungen des Tiefbaus im Bundes- 
wasserstraßenbau und im Eisenbahnbau werden vom Statisti- 
schen Bundesamt keine Preisindices ermittelt. 


6. Wie hoch ist die Zahl der zurückgestellten Bauvorhaben, ihre 
Gesamtsumme und der Prozentanteil an den bewilligten Bauvor- 
haben des Haushaltsjahres 1970? 


Die Auswertung der „Koordinierten Vergabestatistik der 
Finanzbau Verwaltungen" für das Jahr 1970 läßt für die ersten 
beiden Vierteljahre eine starke Zurückhaltung in der Erteilung 
von Aufträgen für Hochbaumaßnahmen im Zuständigkeitsbe- 
reich des Bundesministers der Finanzen und des Bundesmini- 
sters der Verteidigung erkennen. Auf diesen Zeitraum entfielen 
nur 22 v. H. der Ges amtauf träge des Jahres 1970. Am Ende des 
dritten Quartals waren erst rd. 40 v. H. aller Aufträge an die 
Bauwirtschaft vergeben worden. Der weitaus überwiegende Teil 
der Bauaufträge (rd. 60®/o) fiel somit in die letzten drei Monate 
des Jahres 1970, also in eine Zeit, in der der Boom seinen Höhe- 
punkt bereits überschritten hatte und sich die Wirtschaft in 
einer Phase des konjunkturellen Übergangs befand. Da zwi- 
schen Auftrags vergäbe und Beginn der Arbeiten je nach Einzel- 
fall und Kapazitätsauslastung der Bauwirtschaft immer eine 
gewisse Zeit verstreicht, kann davon ausgegangen werden, daß 
sich die Ausführung der im vierten Quartal vergebenen Baulei- 
stimgen in erheblichem Umfang in das Jahr 1971 hinein ver- 
lagerte. Die zeitliche Verzögerung bei der Vergabe von Bauauf- 
trägen während des Jahres 1970 führte also nicht nur zu einer 
der wirtschaftlichen Entwicklung angemessenen Entlastung des 
Baumarkts, sondern förderte auch die Bautätigkeit in der 
Schlechtwetterzeit 1970/71. 

Im übrigen wurden im Zuständigkeitsbereich des Bundesmini- 
sters der Finanzen von den für das Haushaltsjahr 1970 vorge- 
sehenen Baumaßnahmen 42 Baumaßnahmen mit einem Volumen 
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von rd. 35 Millionen DM von der Vergabe zurückgestellt; das 
sind 7 V. H. des Gesamtbauvolumens des Bundesministers der 
Finanzen. 

Zu den Bauprogrammen im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Verkehr ist folgendes zu bemerken: 

Die Zahl der Bauvorhaben, die auf dem Gebiet des Bundesfem- 
straßenbaues wegen Baupreiserhöhungen zurückgestellt wer- 
den mußten, ist nicht feststellbar. Zurückstellungen erfolgten 
nämlich aus vielfältigen Gründen (z. B. Grunderwerbsschwierig- 
keiten, Haushaltssperren sowie die zu Jahresbeginn verfügte 
zurückhaltende Haushaltsführung). 

Bei der Deutschen Bundesbahn wurden 92 Bauvorhaben mit 
einer Gesamtbausumme von 49,5 Millionen DM zurückgestellt, 
das sind 4,1 v. H. der im Wirtschaftsplan der Deutschen Bundes- 
bahn genehmigten Vorhaben. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß der genehmigte Wirtschaftsplan schon vorab um 250 Mil- 
lionen DM gekürzt worden ist, so daß sich eine tatsächliche 
durchschnittliche Zurückstellungsquote von rd. 25®/o ergibt. 


Der Bundesminister der Finanzen 

Möller 


Der Bundesminister für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Leber 
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Anlage 1 


DM/qn 


BAUUNDPREISE NACH BAULANDARTEN 
VOM 3, VIERTELJAHR 1961 BIS ZUR GEGENWART 


m/m 
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Anlage 3 


Steigerung der Durdisdinittspreise * 


Baureifes Land 

Rohbauland 

Jahr 

Dursdinitts- 
preis DM/m^ 

absolute 

Steigerung 

DM/m^ 

1 

Steigerung 
in V. H. 

Durschnitts- 
preis DM/m^ 

absolute 

Steigerung 

DM/m^ 

Steigerung 
in V. H. 

1962 

14,83 



9,50 




— 

2,09 

14,09 

1 

1,94 

20,42 

1963 

16,92 



11,44 




— 

1,54 

9,10 

— 

0,68 

5,94 

1964 

18,46 



12,12 




— 

3,43 

18,58 

— 

1,58 

13,04 

1965 

21,89 



13,70 




— 

1,72 

7,86 

— 

0,91 

6,64 

1966 

23,61 

1 


14,61 




— 

2,10 

8,89 

— 

0,27 

1,84 

1967 

25,71 



14,86 




— 

2,66 

10,35 

— 

1,03 

6,93 

1968 

28,37 



15,89 




— 

1,00 

3,52 

— 

1,84 

11,58 

1969 

29,37 •' 



17,73 



1970 







l.Vj. 

29,45 •*• 



19,72 



2.Vj. 

30,50 **• 



19,05 




* Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 5 — II Baulandpreise — 

* Mittel der Vierteljahres werte 

* Änderungen durch Nachmeldungen von Umsätzen sind möglich 
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